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Halbjahresbericht
über die Abwicklung des provinzialhaushaltsplans 1934

und die voraussichtlicheSinanzentwicklung.---- .^ /H^
Nach 8 43 des Gemeindefinanzgesetzesvom 15. Dezember 1933 hat der Leiter der Gemeinde bezw.

des Gemeindeuerbandes der Aufsichtsbehörde halbjährlich einen schriftlichenVericht über die Abwicklung
des Haushaltsplans und die voraussichtliche Finanzentwicklung zu erstatten. In dem Vericht ist insbe¬
sondere auf Fehlbeträge oder die Gefahr Künftiger Fehlbeträge hinzuweisen,-dabei sind die zu ihrer Ver¬
meidung oder Abdeckung geplanten oder getroffenen Maßnahmen darzulegen.

Der nachstehende Halbjahresbericht bezieht sich auf die Zeit vom 1. April 1934 bis 1. Oktober
1934. Cr geht ferner auf die Entwicklung im zweiten Halbjahr 1934, soweit dieselbe heute schon vor»
aussehbar ist, ein. Endlich ist auch das Problem der haushaltsaufstellung 1935 Kurz berührt.

Der Haushaltsplan 1934 Konnte ausgeglichen verabschiedet werden. Fehlbeträge früherer
Iahre waren in den Haushaltsplan nicht aufgenommen. Tatsächlich hat auch der zwischenzeitlicheNech-
nungsabschlutz des Rechnungsjahres 1933 ergeben, daß dieses Rechnungsjahr bei Einbeziehung der ver¬
bliebenen Neste ohne Fehlbetrag abschließt.

Zwischen der Aufstellung des Haushaltsplans 1934 und dem jetzigen halbjahresbericht liegt die
Auswirkung des Gesetzes über die einstweilige Neuordnung des stratzen-
wesens und der stratzenverwaltung vom 26. März 1934. Durch dieses Gesetz bezw. in
Ausführung dieses Gesetzes ist dem prooinzialverband die Unterhaltungspflicht für rund 2 900 Km
unmittelbar von der Provinz unterhaltene stratzen vorläufig abgenommen worden. Die Unterhal¬
tungspflicht dieser stratzen, die als Neichsstraßen in Aussicht genommen sind, ist auf das Neich über¬
gegangen. Es tritt damit im Endergebnis aber Keineswegs eine Entlastung des provinzialveibandes ein,
zwar werden die anteiligen Haushaltsmittel für stratzenwärter und Hilfsarbeiter frei. Auch braucht der
Unterhaltungstitel (Kapitel 20 Eitel 21) für diese stratzen nicht in Anspruch genommen zu werden, wo¬
bei indes zu berücksichtigenist, daß diese Neichsstratzen unter Aufwand hoher, zum Teil auf dem Anleihe¬
wege beschaffter Mittel in den vergangenen Iahren größtenteils in einen wirklich guten Zustand ver¬
setzt worden sind, sodah der Unterhaltungsaufwand gerade für diese Ztratzen am geringsten ist. Die
persönlichen und sächlichen verwaltungskosten bleiben aber nach 8 4 des
Gesetzes auch für die Neichsstraßen nach wie vor den Provinzen. Auch hat
sich der Generalinspektor bisher noch nicht bereit erklärt, bezüglich des
Kapitaldienstes, der auf den Neichsstraßen liegt, die Provinzen zu ent¬
lasten, sowie die anteiligen Kosten der Wärterversorgung (Nuhegelder
und Hinterbliebenenbezüge) zu übernehmen. Durch z 11 des gleichen Ge¬
setzes ist ferner der Länderanteil an der Kraftfahrzeug st euer im Nech-
nungsjahro 1934 um Vi gekürzt worden, was die Provinzen deshalb besonders hart traf,
weil zugleich ein Eeil des vom Neich für 1934 garantierten Kraftfahrzeugsteueraufkommens durch das
MehraufKommen an Kraftfahrzeugsteuer im Iahre 1933 über die für dieses Iahr gegebene Neichsgaran-
tio hinaus schon vorweg beansprucht war und somit für 1934 ausfiel, statt der im Haushaltsplan 1934
vorgesehenen Einnahme der Provinz aus der NeichsKraftfahrzeugsteuer, die außer dem durchlaufenden
Kreisanteil 11 960 000 H^ betrug, wird die Einnahme der Provinz aus der Kraftfahrzeugsteuer nur
5 432 000 H^i, also 6 528 000 H//i weniger, betragen. Zum teilweisen Ausgleich hat der Gene¬
ralinspektor für 1934 einen Zuschuß aus einem Härtefonds in Höhe von 2 378 815 H^i gewährt und sich
weiter zur Erstattung eines Vetrages von 573 280 .N^ bereitgefunden, der aus ordentlichen Haushalts¬
mitteln der Provinz (Nestmittel 1933) noch nach dem 1. April 1934 auf Neichsstraßen verausgabt wurde.

Durch die Auswirkung des Gesetzesüber die einstweilige Neuordnung des straßenwesens und der
Ztratzenverwaltung vom 26. März 1934 ist der provinzialhaushaltsplan 1934 so verändert worden, daß
es notwendig erscheint,durch eine Nachtragssatzung zum Haushaltsplan den Haushaltsplan den eingetrete¬
nen Veränderungen anzupassen. Zum Ausgleich des Haushaltsplans Konnte dabei mit herangezogen wer¬
den der zu erwartende Mehrertrag bei dem Kapitel Dotationen und steuern mit Ausnahme des Anteils
an der NeichsKraftfahrzeugsteuer. Das bisherige Ergebnis der Einnahmen aus Dotationen, Neichsein-
Kommen- und NeichsKörperschaftssteuer sowie der voraussichtliche Abschluß der provinzialumlageberech-
nung für 1933 und die Veränderungen der Lerechnungsunterlagen für die provinzialumlage 1934 sind
so, daß unbedenklich bei den genannten Einnahmepositionen mit einem Mehrerlös von 2,5 Millionen
.N^i auch dann gerechnet werden Kann, wenn infolge der steuerreform im zweiten Halbjahr gegenüber
dem ersten Halbjahr gewisse Ausfälle bei diesen Einnahmen eintreten sollten. Vei der Höhe des neuen
Ansatzes ist auch berücksichtigt, daß die steuern und Dotationen bei Aufstellung des Haushaltsplans im
Frühjahr schon erheblich über den Ansatz des Vorjahres veranschlagt wurden, weil man mit Necht für
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1934 eine günstigere Entwicklung bei den Zteuereinnahmen erhoffen durfte. 3u den Mehreinnahmen bei
Kapitel 2 Titel 1^3 und 5 treten sodann hinzu die durch weitere Abdrosselung und Ersparnismaßnahmen
bei verschiedenen Aufgabengebieten des sirovinzialhaushaltsplans erzielten Ausgabeminderungen, z. v.
bei der Fürsorge für Geisteskranke, bei der Fürsorge für Krüppel und bei der Fürsorgeerziehung Minder¬
jähriger. Auf der anderen 5eite ergab sich die Notwendigkeit, bei einzelnen Aufgabengebieten den pro-
vinzialhaushaltsulan in geringem Umfange zu überschreiten.

Da Minderausgaben und Mehreinnahmen vorsichtig geschätzt worden sind und größere Überschrei¬
tungen nunmehr bis zum Cnde des Nechnungsjahres wohl Kaum mehr zu erwarten sein werden, istwoh I
mit sicherheit anzunehmen, daß der l) a usha ltspl a n 1934 a uch b eim Jahres¬
abschluß ausgeglichen bleiben wird. Eine Erhöhung der provinzialumlage, — die zudem,

/weil leider immer noch sehr viele 5tadt- und Landkreise, vor allem aus den Industriebezirken, mit ihren
/ Zahlungen an die Provinz stark im Rückstände sind, nur auf dem Papier stehen würde
^ — ist deshalb nicht erforderlich. Der durch die Nachtragssatzung geänderte prouinzialhaushaltsplan

1934 schließt nunmehr in Einnahme und Kusgabe (Vruttozahlen) mit 98 499 469 H^/i ab gegenüber
106 654 900 N>/i nach den Ansätzen des zu Veginn des Rechnungsjahres verabschiedeten Haushaltsplans.
Dabei darf das weniger in Einnahme und Ausgabe von 8 155 431 H^ nicht täuschen. Es ist deshalb so
beträchtlich, weil die Minderung an Kraftfahrzeugsteuer sich — da es sich ja um Vruttozahlen handelt —
doppelt auswirkt, einmal im Haushaltsplan der Finanzverwaltung und dann infolge der Abführung der
Kraftfahrzeugsteuer an den Haushaltsplan Verkehrswesen, beim Haushaltsplan Verkehrswesen.

Im einzelnen ist zu der Nachtragssatzung, ohne auf minder wichtige Änderungen einzugehen, fol¬
gendes zu sagen:

1. Finanzverwaltung.
2) Einnahmen:

Das Erforderliche ist bereits oben gesagt.
b) Ausgaben:

hier sinkt zunächst entsprechend dem Absinken der NeichsKraftfahrzeugsteuer auf der Einnahme¬
seite auch der an den Haushaltsplan Verkehrswesen abzuführende Kraftfahrzeugsteueibetrag um
rund 6,5 Millionen H^ ab. Der linsatz für unvorhergesehene Ausgaben mußte vorsichtshalber
um 150 009 HK erhöht werden, weil u. a. durch die Übernahme der Fürsorge der hirnverletzten
und Kriegsblinden auf den Landesfürsorgeoerband diesem im zweiten Halbjahr voraussichtlich
wesentliche Neuausgaben entstehen werden. Vesondere Aufgaben im Grenzgebiet verlangen eine
Mehrausgabe von 50 00N H^.

2. Allgemeine Verwaltung.
Die sich bei der Allgemeinen Verwaltung auf der Einnahme- und Ausgabcseite als notwendig erwei¬

senden Veränderungen, die bei der Gesamteinnahme eine Erhöhung von 11 700 .D5i und bei der Gesamt¬
ausgabe eine Erhöhung von rund 94 5N0 H^i bringen, beruhen in der Hauptsache auf notwendiger Neu¬
einstellung von Personal (infolge Mehrarbeit bezw. Erweiterung des AufgabenKreises) sowie darauf, daß

/man bei den Ansätzen für Geschäftsbedürfnissebei der Haushaltsaufstellung in der Absicht, möglichst viel
/ einzusparen, doch über die Grenze des Durchführbaren hinausgegangen ist.

3. Verkehrswesen.
2) Einnahmen:

Die Gesamteinnahme sinkt gegenüber dem ursprünglichen Haushaltsansatz um üb e r 4,5 Milli -
onen K^, und zwar trotz der Überweisung aus dem Härtefonds m Höhe von 2378815 H^
und der Erstattung von Ausgaben seitens des Generalinspektors für Aufwendungen für Neichs-
straßen in Höhe von 573 280 H^. Dabei trifft die Mindereinnahme von rund 4,5 Millionen
H^ bis auf einen Letrag von 1 Mill. H^ii, der den durch den provizialhaushaltsplan nur durch¬
laufenden Anteil der 3tadt- und Landkreise an der Kraftfahrzeugsteuer betrifft, in vollem Um¬
fange den provinzialverband.

b) Ausgaben:
Der Ausfall auf der Einnahmeseite wird durch die durch Übernahme von provinzialstraßen als Neichs-
straßen auf das Neich sich ergebenden Minderausgaben in Höhe von 689 000 H^ ->- 139 000 HK
-l- 349 130 HK -- 1 177 130 H^i in Keiner weise ausgeglichen, und zwar auch dann, wenn
man wiederum den durchlaufenden Posten von rund 1 Mill. HU in Vetracht zieht. Der Zuschuß-
bedarf der Ztraßenabteilung steigt vielmehr um 2 531 931 H/U. Lei der Mehrausgabe von
200 MO H/U bei Kapitel 20 Eitel 21 b handelt es sich um personelle Ausgaben, die wegen
ihres Zusammenhangs mit den laufenden Ztraßenunterhaltungsarbeiten bisher aus Kapitel 20
Eitel 21 2 geleistet wurden, die jedoch jetzt gemäß 8 24 Abs. 1 des Gemeindefinanzgesetzesbeson¬
ders ausgewiesen sind.
Mit der Erhöhung des Zuschusseszum Ltraßenhaushaltsplan um 2 531 931 H/U ist nunmehr die

Grenze desjenigen, was neben der restlosen Verwendung der Kraftfahrzeugsteuer für straßenzwecke aus



eigenen Mitteln der Provinz gegeben werben Kann, erreicht. Lei dem am schlich des halbjahresberichts
gegebenen Kusblick auf das Etatjahr 1935 wird hierauf noch näher eingegangen werden.

Um ein Vild über die Vetreuung der Neichsstratzen in der Nheinvrovinz zu geben, ist ein dies¬
bezüglicher Voranschlag in der Knlage beigefügt. Desgleichen ist in einer ltnlage eine Übersicht über
den zeitigen Vefestigungszustand der als Neichsstraßen abgegebenen und als provinzialstraßen verbleiben¬
den stratzenstrecken gegeben.

4. Wirtschaftspflege.
Die Änderungen auf der Einnahme- und Kusgabeseite sind hier nicht einschneidender Natur. Es

wird im einzelnen auf die Begründung zum Nachtragshaushaltsplan verwiesen.

5. Volksfürsorge.
Die Hauptveränderungen liegen bei dem Haushaltsplan der Provinzial-Krbeitsanstalt Vrauweiler,

wo heute eine Unterbringung von schutzhäftlingen nicht mehr stattfindet und infolgedessen auf der Ein¬
nahme- und Kusgllbeseite starke Veränderungen eintreten, bei den provinzial-heil- und Pflegeanstalten,
bei der Krüppelfürsorge und bei der Fürsorgeerziehung. Kuch hier wird im übrigen auf die Einzelbegrün-

/dung zum Nachtragshaushaltsplan verwiesen. Vei Kapitel 48, Landesjugendamt, ergab sich die Notwen¬
digkeit, in mäßigen Grenzen sich haltende Mehraufwendungen für die Hitlerjugend, für das Iugendher-
bergswesen und für die N.3. volkswohlfahrt vorzusehen.

b. ttulturpflege.
während die Einnahmeseite ziemlich unverändert bleibt, ergibt sich auf der ssusgabeseite ein Mehr¬

bedarf von rund 100 000 H^. Des näheren sei auch hier auf die Begründung Zum Nachtragshaushalts¬
plan verwiesen. _________

Ausblick auf das Etatsjahr 1935.
Die Haushaltsgestaltung 1 935 hängt ganz davon ab, wie die Einnah¬

men bei dem Haushaltsplan „Verkehrswesen" sein werden. Die provinzial-
uerwaltung schaut hier mit ernster sorge auf das neue Etatjahr, wie bereits erwähnt, ist die Grenze des¬
jenigen, was neben der restlosen Verwendung der Kraftfahrzeugsteuer für Ztraßenzwecke aus eigenen
Mitteln der Provinz zum Haushaltsplan „Verkehrswesen" gegeben werden Kann, erreicht, wobei man
bedenken muß, daß ja außer der Kraftfahrzeugsteuer auch der Knteil der Provinz an der Einkommen¬
steuer, der Körperschaftssteuer und an den Dotationen gegenüber der Zeit vor der FinanzKrise auf das
stärkste abgesunken ist und sich erst neuerdings wieder langsam zu erholen beginnt. Die Zpannung, die das
ständige absinken der Kraftfahrzeugsteuer im provinzialhaushaltsplan der Nheinprorinz ausgelöst hat,
geht am Klarsten aus nachstehenden Ziffern hervor: Der provinzialverband hat aus der Kraftfahrzeug¬
steuer erhalten:

im Iahre 1929.......19075973 H.^,
„ „ 1930.......16 177834 „

1931 .......14 070503 „
„ „ 1932 .......12 674991 „ , ,^. , ., .., ,
.. .. 1933 .......15624221 „ l Mehrauflwmmen mfolge der
„ ,„ 1934 .......5 339763 „ l steuerablosungsmoglichkelt)

(außerdem standen an Neichsmitteln für 1934 zur Verfügung: 2 378815 H^i aus dem Härtefonds des
GencralinspeKtors und 573 280 ,/?^i einmalige Erstattung seitens des GeneralinspeKtors von nach dem
1. Kpril 1934 gemachten Kufwendungen der Provinz für Neichsstraßen aus Kraftfahrzeugsteuermitteln
1933").

Daß sich die so jäh absinkende KraftfahrzeugsteuerKurve bisher nicht in der Form eines starken
haushllltsfehlbetrages auswirkte, ist nur auf zwei wegen verhindert worden:
1. indem eine rücksichtslose Kbdrosselung in den übrigen Haushaltsplänen zu Gunsten des Haushalts¬

plans „Verkehrswesen" vorgenommen wurde. Dies drückt sich in einem wieder stark ansteigenden Zu¬
schuß der Provinz zum straßenhaushaltsplan aus. Der Zuschuß der Provinz zum Ztraßenhaushalts-
plan betrug 1932 854 966 H^/i. Der Zuschuß der Provinz zum Ztraßenhaushaltsplan beträgt dem¬
gegenüber nach der jetzigen Nachtragssatzung für 1934 4 764 952 HH,

2. indem die sächlicheUnterhaltung der provinzialstraßen, um den auf den straßen lastenden stetig an¬
steigenden Kapitllldienst, die Verwaltungskosten und die vertraglichen Verpflichtungen gegenüber Krei¬
sen und Gemeinden überhaupt aufbringen zu Können, in einer Weise eingeschränkt wurde, die nur ganz
vorübergehend erträglich ist. schon häufen sich die Klagen, vor allem aus dem süden der Provinz,
über den schlechten Zustand der provinzialstraßen. Das absinken der Position laufende Unterhaltungs¬
kosten sowie Kosten für größere Erweiterungs- und Umbauten (Kapitel 20 Eitel 21 des Haushalts¬
plans) zeigt dies leider ganz Klar:
') Dieser letztere Vetrag ist deshalb bei dem vergleich der verschiedenenIahre bei der llraftfahrzeugsteuersumme 1932

abzusetzen.



Ist ,929.............,6 23,694,,, HF
„ 1930 .............15:72 999,73 „
„ 193,............. 7 649 598.90 „
,. ,932.............,92, ,80,23 ..
„ ,933.............3 655 ,96,,7 ,.

Soll ,934............. ,796 370,- „ *) (Nach dem An¬
satz des Haushaltsplans in der Form der Nachtragssatzung.)

Es ist ganz unmöglich, daß mit diesen geringen Unterhaltungskosten weiterhin auszukommen ist,
zumal wenn zukünftig, weil eine Erhöhung des Zchuldenstandes der Provinz sich nicht mehr vertreten läßt,
ein Ausbau im Anleihewege auch wird unterbleiben müssen, während bisher im Nahmen der Arbeitsbe-
schaffungsprogramme ,932/34 auch dem Unterhaltungsaufwand eine wesentliche Erleichterung gebracht
wurde. Der Unterhaltungstitel muh also, soll nicht ein verfall der prooinzialstraßen eintreten, unbedingt
wieder erhöht werden.

Nun wird sich aber ,935 durch die Übernahme von voraussichtlich 2 500 Km Kreis- und Ge¬
meindestraßen das nach Ausscheiden der Neichsstraßen verbleibende provinzialstratzennetz (zukünftig das
Netz der Bandstraßen erster Ordnung) noch ganz bedeutend vergrößern, ja nahezu verdoppeln. Im Gegen¬
satz zu den an das Neich abzugebenden gut ausgebauten Neichsstraßen wird es sich hier zu einem großen
Eeile um Ztraßen handeln, deren Ausbauzustand ein ganz unzulänglicher ist. Da zudem die sächlichen
und personellen verwaltungs Kosten der Provinz auch für die Neichs stratzen weiter laufen, also
durch den Übergang dieser Ztraßen auf das Neich Keine Verminderung des Personalbestandes und des säch¬
lichen Verwaltungsaufwandes eintritt, bedingt zunächst die Übernahme dieser Kreis- und Gemeinde-
straßen auf die Provinz einen Mehrbedarf an personellem und sächlichenverwaltungsaufwand von etwa
25o/n, der auf über 350 000 HU zu schätzen ist. Dann Kommen die Kosten für Ztraßenwärter und Hilfs¬
arbeiter hinzu, die rund 800 000 HF betragen, und endlich die Unterhaltungskosten im engeren Zinne,
die bei den zu übernehmenden 2 500 Km Ztraßen unter Zugrundelegung lediglich des ,934 für die pro-
vinzialstraßen zur Verfügung stehenden völlig unzulänglichen Unterhaltungssatzes von nur 500 HF je
Km weitere , 250 000 HF ausmachen. Die Ausgabeseite des Haushaltsplans „Verkehrswesen" wird sich
also ,935 gegenüber ,934, selbst wenn der völlig unzulängliche Unterhaltungs-
slltz von 500 HU je Km bestehen bleiben sollte, zunächst durch die Übernahme der Kreis-
und Gemeindestraßen um 2,4 Millionen HU erhöhen. Hinzu Kommt die Zteigerung auf der Ausgaben-
seite gegenüber ,934, die sich durch die weitere Abwicklung des im Winter ,933/34 im Nahmen des
Arbeitsbeschaffungsprogramms der Neichsregierung eingeleiteten Ztraßenbauprogramms durch Verzinsung
und Tilgung ergibt. Dadurch erhöht sich die zwangsläufige Zteigerung auf der
Ausgabeseite gegenüber , 934 auf uber 2,8 Millionen HF.

Ebenso bedenklich wie das Zteigen der Ausgaben von ,935 zu ,934 wird das Absinken der Ein¬
nahmen sein. Es ist oben dargelegt worden, daß neben dem Anteil an der Nraftfahrzeugsteuer ,934
wenigstens noch der Härtefonds des GeneralinspeKtors in Höhe von 2 389 8,5 .DU zur Verfügung stand,
ferner eine einmalige Erstattung des GeneralinspeKtors in Höhe von 573 280 HF. Es erscheintzweifel¬
haft, ob derartige Zuweisungen seitens des GeneralinspeKtors neben dem Anteil an der Nraftfahrzeug-
steuer auch noch für ,935 zu erwarten sind. Zind sie nicht zu erwarten, bedeutet das einen Ein-
nahmeausfall gegenüber ,934 von rund 3 Mill. H^U. Die Mehrbelastung, die der
Haushaltsplan ,935 dann gegenüber ,934 zwangsläufig bringen würde — immer wohlgemerkt zunächst
unter Annahme, daß der unzulängliche Unterhaltungssatz von 500 HF je Km bestehen bleibt — würde
demnach durch die Ausfälle auf der Einnahmeseite und durch das steigen
der Ausgabeseite 5,8 Mill. HF betragen. Das bedeutete schon die Notwendigkeit einer
Umlageerhöhung um 40«/u.

würde man nun anstatt des unzulänglichen Unterhaltungssatzes von 500 HF je Km wenigstens
einen Unterhaltungssatz von ,500 H^i je Km zur Verfügung stellen, so würde das bei rund 6000 Km
eine weitere Zteigerung um 6 Millionen HF bedeuten, was einer Erhöhung der provinzialumlage um
4, «/o gleichkäme, insgesamt also eine Zteigerung der provinzialumlage um 8,«/a bedeuten. Nun ist
aber tatsächlich in den Iahren ,928—,930 aus ordentlichen Mitteln jährlich ein Zatz von 3000 HF
je Km für Unterhaltung und laufenden Ausbau im Durchschnitt ausgegeben worden, würde man diesen
Unterhaltungssatz zugrunde legen, so würde das eine abermalige Zteigerung der provinzialumlage um
9 Mill. HT bedingen, d. h. um 62"/«, insgesamt also um ,43«/n. Dabei sollte bei der bekannten finanziellen
Lage der Ztadt- und Landkreise eine provinzialumlageerhöhung überhaupt außerhalb jeder Diskussion
bleiben. Vei dieser Zachlage Kann vielmehrnurdieVereitstellungvonNeichs-
mitteln in ganz anderem Umfange helfen.

Zusammenfassend sei gesagt, daß die Gestaltung des Ztratzenhaus-
haltsplans sich immer mehr zum Zentralproblem für die Aufstellung des
Gesamthaushaltsplans ausmachst, von seiner Lösung wird es in der Haupt¬
sache abhängen, ob sich die Finanzen der Provinz auf der heutigen, trotz
des großen schulden st andes, geordneten und gesunden Grundlage erhal¬
ten lassen.

') Dabei ist »llerdlng, nicht berücksichtigt die neue Position von 200 ooo HL (Uap. 20 lit. 2! t>) unter die heute
llu»gaben, die früher »uz dem Unterhaltungztitel (Uap. 20 llit, 2,») genommen wurden, fallen.
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